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Fast das ganze 
soziale Netz 
ist auf einen Schlag 
verloren. Renate Bader 
ist nicht mehr 
die Vorzeigemutter 
einer perfekten 
Mormonen-Familie, 
sondern eine 
Abgefallene. 

Natur. Carmen muss Sühne leisten: 18 
Monate Mission in Kalifornien. 

Mit 23 kommt sie in die Schweiz zu­
rück. Dass sie sich von Frauen angezogen 
fühlt, verdrängt sie. Carmen ist extrem 
aktiv in der Kirche von Zollikofen, wo sie 
auch Renate Bader kennenlernt. Sie ver­
schlingt mormonische Literatur, um das 
Manko der mangelnden Sozialisation in 
der Kirche zu kompensieren. Sie lernt 
einen Mormonen kennen und will ihn 
heiraten. Doch wieder verliebt sie sich in 
eine US-Missionarin und löst die Ver­
lobung auf. Auch nun erfährt der lokale 
Bischof von der Romanze, das Verhör ist 
noch schlimmer als in den USA. «Er 
fragte mich, mit welchem Finger ich mas­
turbiere, ob ich Pornos schaue, in denen 
nur Frauen vorkämen, und ob ich noch 
andere Frauen kenne. die ,abnormale, 
Neigungen hätten.» Carmen denkt, sie 
sei im falschen Film. sie fühlt sich wieder 
schuldig, verfällt in eine depressive Stim­
mung. Da findet sie in einer Buchhand­
lung ein Buch, das ihr die Augen öffnet. 

* 

Renate Baders Abfall vom Glauben stürzt 
die ganze Familie in eine Krise. Ihre vier 
gläubigen Kinder können es nicht fassen, 
eine Tochter bereitet sich gerade darauf 
vor, auf Mission zu gehen. Einige Bischöfe 
raten Renates Mann zur Scheidung. Er 
will nichts davon wissen. Für Renate 
Bader gibt es in Sachen Kirche kein Zu­
rück mehr, doch ihre Ehe hält. Bis heute. 

* 

Carmen Aracil heult die ganze Nacht, als 
sie das Buch «Goodbye. I love you» liest. 
Darin schreibt die US-Mormonin Carol 
Lynn Pearson über ihren Ehemann, der 
sich geoutet hat. Und wie sie ihn, nachdem 
er an Aids erkrankt ist, bis zu seinem Tod 
gepflegt hat. Carmen entdeckt im Um­
schlag die Telefonnummer der Autorin. 
«Ich erzählte ihr meine ganze Geschichte, 
endlich jemand, der mich verstand!» 

Kurz darauf lädt sie der Bischof zu 
einem zweiten Gespräch. Sie insistiert dar­
auf, einen Freund mitzunehmen. Der 
Laienprediger getraut sich nun nicht mehr, 

allzu intime Fragen zu stellen.Aber er sagt 
Carmen, sie sei doch so ein hübsches Ding, 
sie solle heiraten, jeder Mann würde sie 
nehmen. Die Erkenntnis wächst in ihr: Sie 
will das nicht mehr.Auch weil sie sich die 
Frage stellt, warum nicht auch Frauen das 
Recht hätten. Bischöfinnen zu werden. 
1994 erklärt sie ihren Austritt. Erst nach 
langer Zeit entfernt die Kirche ihren 
Namen aus der Liste der Mitglieder. 

* 

Bei Renate Bader geht es 20 Jahre später 
schneller. Die Gruppe Quit Mormon hilft 
ihr: nach drei Monaten ist sie draussen. 
Doch sie leidet, wie viele, die aus religiö­
sen Gemeinschaften ausgestiegen sind, 
wie es auch Carmen Aracil passiert ist. 
Fast das ganze soziale Netz ist auf einen 
Schlag verloren. Renate Bader ist nicht 
mehr die Vorzeigemutter einer perfekten 
Mormonen-Familie, sondern eine Abge­
fallene. Eine Tochter ist so verletzt. dass 
sie sich fast komplett von ihr zurückzieht. 
«Ich war bis dahin Teil einer Community, 
in der alle die Welt gleich sahen und gleich 
dachten. Und jetzt stand ich einsam da.» 

Bader ist wütend auf die Kirche und 
hat das Gefühl, 50 Jahre lang belogen wor­
den zu sein. Sie verfällt in eine Depres­
sion. Doch sie findet aus dem Loch, dank 
einer Therapie, dank Kontakten mit 
Nichtkirchenmitgliedern über den Job -
und dank dem Austausch mit Leidens­
genossen. Sie organisiert ein Treffen von 
Mormonen aus der Schweiz. die sich 
gegenseitig unterstützen. Und sie meldet 
sich wieder bei ihrer alten Bekannten 
Carmen, die denkt: Das gibt es doch nicht! 

* 

Die Mormonen zählen in der Schweiz 
rund 5000 aktive Mitglieder, ihr Zentrum 
ist der prägnante Tempel bei Bern. In der 
Weltkirche läuft derzeit eine Debatte über 
die regelmässigen intimen Gespräche der 
Laienkleriker mit jungen Menschen, aus­
gelöst durch den früheren Bischof Sam 
Young.DerTexaner trat in einen Hunger­
streik, um die Forderung nach einem Ende 
der 1:1-Interviews durchzusetzen. Für 
seine harsche Kritik wurde er exkommu­
niziert. Doch die Kirchenspitze in Salt 
Lake City hat auch auf die Bedenken 
reagiert: Kinder und Jugendliche können 
verlangen, dass ein zweiter Erwachsener 
bei den Gesprächen dabei ist. 

Dieselben Richtlinien gelten nun auch 
in der Schweiz. Sie sollen dafür sorgen. 
einen «geschützten Rahmen und eine 
vertrauensvolle Gesprächsatmosphäre» 
zu schaffen, wie der Sprecher der Kirche, 
Yves Weidmann, sagt. Die Gespräche 
dienten dem Ziel, dass junge Menschen 
ermutigt und mit neuen Perspektiven 
ihren Alltag gestalten könnten. Fragen, 
wie sie Aracil und Bader über sich hät­
ten ergehen lassen müssen, seien weder 
vorgesehen noch mit den Richtlinien ver­
einbar, betont Weidmann. «Wenn in ein­
zelnen Fällen Menschen negative Erfah­
rungen gemacht haben oder verletzt wur­
den, macht uns das zutiefst traurig.» 

* 

Renate Bader sagt, es gebe auch gute 
Bischöfe. Ob man einen solchen erwische, 
sei aber Glückssache. «Bischof-Roulette» 
nennt sie das grinsend. Sie selber hat weni­
ger Pech gehabt als Carmen Aracil, doch 
auch sie wurde einst zu ihren Masturba­
tionspraktiken ausgequetscht. «Völlig da­
neben» findet sie das aus heutiger Pers­
pektive. Wie so manches, was das Leben 
in der Religionsgemeinschaft ausmacht. 

I 

Die Mormonen stützen sich neben 
der Bibel auf das Buch Mormon. Dieses 
basiert auf Goldplatten, die angeblich 
der Prophet Maroni verfasst hat und die 
der Kirchengründer Joseph Smith in den 
1820er Jahren entdeckt haben will. Ge­
mäss Lehre sind die Ureinwohner Ame­
rikas Nachfahren von ausgewanderten 
Israeliten. Dem gottesfürchtigen Teil der 
Stämme, den Nephiten, soll Jesus nach 
seiner Himmelfahrt erschienen sein. wo­
bei er ihnen eine Kurzfassung der Evan­
gelien mitbrachte und 12 Apostel be­
stimmte. In einer grossen Schlacht ver­
nichteten später die gottlosen Lamaniten 
alle Nephiten, bis auf den Propheten 
Maroni. Für ihre Frevel sollen die Lama­
niten, also die Indianer, mit ihrer dunk­
len Hautfarbe bestraft worden sein. 

«Wie konnten wir nur jemals so etwas 
glauben?!» Die beiden Freundinnen 
Renate und Carmen schauen sich an und 
schütteln den Kopf. 
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Minderjährige Asylsuchende 
werden künftig besser betreut 
Bei der Unterbringung von Jugendlichen macht der Bund jedoch Abstriche 
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Sie sind minderjährig, sind ohne ihre 
Eltern in die Schweiz geflüchtet und 
haben unterwegs oft schlimme Erfah­
rungen gemacht: Unbegleitete minder­
jährige Asylsuchende (UMA) stellen 
Bund und Kantone vor grosse Heraus­
forderungen. 2015 kamen besonders 
viele von ihnen in die Schweiz. Schnell 
wurde klar. dass die Asylunterkünfte 
ihren Bedürfnissen nicht gerecht wer­
den und sich zudem meist nicht genug 
Betreuer um die Kinder kümmern kön­
nen - es hagelte Kritik. 

Der Bund entschied sich deshalb, in 
zwei Zentren in Basel und Zürich ein 
neues Betreuungs- und Unterbringungs­
konzept zu testen. Forscher der Zürcher 
Hochschule für Angewandte Wissen­
schaften (ZHAW) haben dieses Pilot­
projekt überprüft und am Dienstag ihre 
Ergebnisse vorgestellt. 

Traumata oder Süchte 

Grundsätzlich beurteilen die Forscher 
das Projekt positiv. Doch sie empfehlen 
unter anderem, dass die Kinder noch 
enger betreut werden oder dass der Bund 
früher und besser mit kantonalen Stellen 
zusammenarbeitet. Die ZHAW-Profes­
sorin Eva Mey sagt, noch immer würden 
zu Beginn des Asylverfahrens oft kurz­
fristige Lösungen gewählt: «Jugendliche 
bekommen beispielsweise zu oft Schlaf­
mittel verordnet, anstatt dass schon früh 
eine langfristige Lösung für ihre Pro­
bleme aufgegleist wird.» 

Das Staatssekretariat für Migration 
(SEM) erklärt. dass die Jugendlichen 
oft nur ein bis zwei Monate in den Bun­
desasylzentren blieben. In dieser kurzen 
Zeit sei es nicht möglich. bereits alle nö­
tigen Massnahmen zu treffen. Das Ziel 
sei vielmehr. schnell abzuklären, ob bei­
spielsweise Traumata oder Suchterkran­
kungen vorlägen. «Damit liefern wir 
einen Steilpass an die Kantone. damit 
sie möglichst früh passende Massnah­
men für die Kinder aufgleisen können», 
sagt David Keller vom SEM. 

Seit dem rasanten Anstieg der Asyl­
gesuche von UMA im Jahr 2015 sind 
die Zahlen wieder stark zurückgegan­
gen. Damals sind in nur einem Jahr über 
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2700 Minderjährige in die Schweiz ge­
reist, 2018 waren es nur noch rund 400. 
Doch der Bund muss stets auf einen er­
neuten Anstieg gefasst sein. Er plant. 
die meisten Empfehlungen umzusetzen. 
So werden sich in jedem Zentrum drei 
Sozialpädagogen speziell um die Kinder 
kümmern. Das Betreuungsverhältnis 
soll in der Regel 1:15 betragen, während 
es bei Erwachsenen bei rund 1:50 liegt. 
Weiter werden Dolmetscher Jugend­
lichen bei Einzelgesprächen helfen, und 
der Bund setzte eine unabhängige Auf­
sichtsbehörde ein. Abstriche macht das 
zuständige Staatssekretariat hingegen 
bei der Unterbringung. 

Gegenwärtig wohnen die Kinder 
und Jugendlichen im Basler Zentrum 
in einem separaten Stock in Sechser­
zimmern - die oft nicht voll belegt sind. 
Neun Knaben und ein Mädchen warten 
dort auf den Asylentscheid, Ihre Zimmer 
sind spärlich eingerichtet, an den Wän­
den hängen Poster von Palmenstränden 
oder Zeichnungen. Es gibt einen sepa­
raten Aufenthaltsraum, rund acht Stun­
den pro Tag sind die Kinder aktiv - ent­
weder lernen sie Deutsch, machen einen 
Ausflug, oder sie haben Einzelgespräche 
mit Betreuern. 

Ab Januar 2020 müssen nicht nur 
Zürich und Basel, sondern alle regiona­
len Bundesasylzentren Minderjährige 
aufnehmen. Doch viele der Zentren -
inklusive derer. die sich noch im Bau be­
finden - haben keine Räume, in denen 
Kinder ungestört spielen können. Die 
Schlafsäle sind zudem gross, wodurch 
Rückzugsmöglichkeiten weitgehend feh­
len. Und das wird sich zumindest mittel­
fristig nicht ändern. Denn die Baupläne 
und Kredite sind vom Stimmvolk geneh­
migt, grössere Anpassungen soll es keine 
mehr geben. 

Wenn es nach den Forschem der 
Zürcher Hochschule ginge, würden die 
Jugendlichen statt in allen Asylregio­
nen nur an wenigen Standorten unter­
gebracht, die optimal auf ihre Bedürf­
nisse ausgerichtet sind. Dies könnte bei 
schwankenden Asylzahlen sogar die 
Kosten senken, weil so unter Umstän­
den weniger Personal benötigt würde. 
Doch dabei machen die Kantone nicht 
mit - sie bestehen laut dem Staatssekre­
tariat für Migration auf einer proportio-

nalen Verteilung der Kinder und Jugend­
lichen auf alle Asylregionen. Denn die 
kindes- und altersgerechte Unterbrin­
gung minderjähriger Asylsuchender ist 
teuer, und ein Ausgleich der Kosten wäre 
kompliziert. 

Zusatzkosten von 4,8 Millionen 

Insgesamt rechnet der Bund für die ge­
planten Massnahmen mit jährlichen Kos­
ten von rund 4,8 Millionen, zusätzlich zu 
den normalen Pro-Kopf-Ausgaben, wel­
che für minderjährige und erwachsene 
Asylsuchende rund 120 Franken pro 
Nacht betragen. Ein Grossteil der Kos­
ten entfällt auf die Betreuung. 

Der Bund behandelt Kinder im Asyl­
verfahren prioritär. Daher kommen die 
12- bis 17-Jährigen meist innert 30 bis 50 
Tagen in die Obhut eines Kantons. Kin­
der unter 12 Jahren werden von Anfang 
an in Pflegefamilien untergebracht. In 
der Regel dürfen UMA in der Schweiz 
bleiben, ihre Asylgesuche würden nur 
selten abgewiesen, erklärt Keller: «Wenn 
wir keine Verwandten der Kinder aus­
findig machen können, schicken wir sie 
nicht allein zurück ins Heimatland oder 
in einen Drittstaat.» 

Weil die Jugendlichen wenig Zeit 
in den Bundesasylzentren verbrin­
gen, bleibt die Hauptverantwortung für 
UMA auch künftig bei den Kantonen. 
Sie planen derzeit keine grösseren An­
passungen bei der Betreuung und Unter­
bringung, haben aber in den letzten Jah­
ren vieles geändert. Denn im Jahr 2016 
waren die kantonalen Unterschiede 
enorm. woraufhin die Sozialdirekto­
renkonferenz Empfehlungen herausge­
geben hat, wie die Kantone den Bedürf­
nissen der Kinder besser gerecht werden 
können. Einige bauten daraufhin sepa­
rate Unterkünfte. 2017 waren laut einer 
Umfrage der Sozialdirektoren nur noch 
10 Prozent der UMA in ungeeigneten 
Strukturen untergebracht. 

Seither sind die Zahlen weiter zu­
rückgegangen, daher dürfte sich die Si­
tuation zusätzlich verbessert haben. Die 
Kehrseite der Medaille ist, dass nun viele 
der Zentren, die eigens für UMA gebaut 
wurden, schlecht ausgelastet sind. Einige 
Kantone haben sie deshalb bereits für 
Familien geöffnet. 

Ein Asylzentrum ist zumutbar 
Beschwerde von Anwohnern im Kanton St. Gallen abgewiesen 
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Lärm, Abfall oder Küchengerüche, 
«herumlungernde» Asylbewerber und der 
Verlust der Privatsphäre - diese Immis­
sionen, materieller wie ideeller Natur, 
machten Nachbarn eines Asylzentrums im 
Kanton St. Gallen vor Gericht geltend. 
Als Eigentümer des Nachbarhauses des 
Asylzentrums verlangten sie eine Ent­
schädigung für die Immissionen, wegen 
«Enteignung ihrer nachbarrechtlichen 
Abwehransprüche».ImApril 2016 schaute 
sich die zuständige Schätzungskommis­
sion die Sache vor Ort an und wies das 
Begehren noch am selben Tag ab. 

Die beiden Nachbarn gelangten in 
der Folge an das kantonale Verwaltungs­
gericht, das die Abweisung des Begeh­
rens bestätigte. Auch das Bundesgericht 
gelangt in seinem am Dienstag publizier­
ten Urteil zu dem Schluss, die Immissio­
nen überschritten das Mass des Zumut­
baren nicht. Es weist die Beschwerde ab. 

Erhebliches Unbehagen 

Um einen Anspruch auf Entschädigung 
wegennachbarrechtlicher Abwehransprü­
che geltend machen zu können. müssen 
bestimmte Bedingungen erfüllt sein. Wer-

den die angefochtenen Immissionen durch 
den Betrieb eines öffentlichen Werks wie 
eines Asylzentrums verursacht. so müssen 
die umliegenden Grundeigentümer spe­
ziell davon betroffen sein (Spezialität). 
Überschreiten die Immissionen das Mass 
des Zumutbaren, ist die erforderliche Spe­
zialität gegeben. Unzumutbar sind Immis­
sionen, welche die Grenzwerte der Um­
weltschutzgesetzgebung überschreiten. 
Ideelle Immissionen verletzten hingegen 
das seelische Empfinden oder verursachen 
Angst. Sie gelten als übermässig, wenn sie 
bei objektiver Betrachtung ein erhebliches, 
ständig fühlbares Unbehagen verursachen. 

Im konkreten Fall haben die Nachbarn 
materielle und ideelle Immissionen gel­
tend gemacht. Sie gaben an, ihr Wohn­
haus liege direkt unterhalb des Asyl­
zentrums. Die Asylbewerber «lungerten» 
sowohl um das Zentrum als auch auf der 
Strasse herum, die am Wohnhaus vorbei­
führe. Von der Strasse aus seien Garten, 
Terrasse und Wohnbereich einsehbar. So­
wohl der Beschwerdeführerin als auch 
der Tochter käme es deshalb nicht mehr 
in den Sinn, sich im Badeanzug in den 
Garten zu legen. Bei den gemäss tatsäch­
licher Nutzung 50 bis 120 grösstenteils 
traumatisierten, mehrheitlich männlichen 
Asylbewerbern aus einem fremden Ku!-

turkreis sei es offensichtlich, dass sie sich 
bis zu einem gewissen Mass auch bedroht 
fühlten und eine latente Angst verbleibe. 

Gewisse materielle Immissionen 

Das Bundesgericht hält zwar fest, das 
Zentrum verursache durchaus gewisse 
materielle Immissionen wie Lärm. Doch 
müssten die Nachbarn einräumen, dass 
die Leitung des Zentrums und das Migra­
tionsamt Bemühungen unternommen 
hätten, um diese einzugrenzen. Die Lie­
genschaft stehe ausserdem in der Land­
wirtschaftszone. wo gewisse Immissionen 
hinzunehmen seien. Zudem sei aus den 
Schilderungen nicht ersichtlich, dass es zu 
bedrohlichen Situationen oder Übergrif­
fen gekommen sei, dass die Kriminalität 
zugenommen habe oder die Sicherheit 
nicht mehr gewährleistet sei. Das bean­
standete «Herumlungern» sei ausserdem 
zu vage beschrieben.Insgesamt,so schloss 
das Bundesgericht, erscheine die Gesamt­
belastung für die Nachbarn durch den Be­
trieb des Asylzentrums zwar nicht als ge­
ringfügig, doch überschritten die Immis­
sionen das Mass des Zumutbaren nicht. 

Urteil 1C_435/2018 vom 15. 5. 19- BGE-Publi­
kation. 
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